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Sicher und zu Hause fühlen: Sozialdemokratische Antworten für queere Sicherheit in unserer Regenbogenhauptstadt

Beschluss:

Queere Sicherheit: sozialdemokratisch gedacht

In den vergangenen Jahren und Jahrzehnten haben wir bedeutende Fortschritte auf demWeg zu Akzeptanz und Respekt für

queere Menschen gemacht. Dennoch sind queere Menschen im Alltag den verschiedensten Formen von Unsicherheit und

Gefahren ausgesetzt. Das Spektrum reicht von Vorurteilen und Ablehnungen über Diskriminierung und Stimmungsmache

bis hin zu queerfeindlicher Hasskriminalität. Hierzu zählen nicht nur physische und verbale Gewalt auf der Straße, sondern

auch Beleidigungen, Bedrohungen und andere Straftaten, die mitunter zu Hause, am Arbeitsplatz und in den sozialenMedien

geschehen.

 

Queerfeindliche Straftaten richten sich nicht nur gegen die Betroffenen selbst, sondern auch gegen die Existenz und Sichtbar-

keit queerer Menschen an sich. Hasskriminalität schafft eine latente Drohkulisse, immer und überall angegriffen werden zu

können. Diese Drohkulisse zielt darauf ab, queere Menschen unsicher und unsichtbar zu machen. Gerade in den letzten Mo-

naten ist eine weitere Radikalisierung im Bereich der politisch motivierten Queerfeindlichkeit zu beobachten. Die Zunahme

von Verschwörungserzählungen gegen queere Menschen und der immer sichtbarer werdende Kulturkampf zeigen, dass es

rechtsradikalen Kräften längst nicht mehr nur um die Deutungshoheit geht, sondern um die Durchsetzung eines totalitären

Gesellschaftsbilds. Hinzu kommt die immer häufiger zu beobachtende Gleichsetzung von queerem Aktivismus mit rechten

Ideologien, die ebenfalls auf die Eliminierung der queeren Community abzielt. Darin liegt das demokratie- und gesellschafts-

gefährdende Potential queerfeindlicherHasskriminalität: Schutz vorDiskriminierung bleibtwirkungslos, solange queereMen-

schen Angst haben müssen, nachts U-Bahn zu fahren oder Hand in Hand durch ihren Kiez zu gehen.

 

Diskriminierungen und Stimmungsmache bereiten den Boden dafür, Gewalt, Beleidigungen und Bedrohungen alltäglich und

Queerfeindlichkeit salonfähig zu machen. Insbesondere die Versuche aus rechten und rechtsradikalen Kreisen, die auf Kos-

ten queerer Menschen einen Kulturkampf gegen eine imaginäre “Gender-Ideologie”, gegen “Gender-Sprache” und gegen die

Vielfalt unserer Gesellschaft führen, lehnen wir ab. Als sozialdemokratische Partei stellen wir uns entschieden gegen jegliche

Formen von Queerfeindlichkeit.

 

Zugleichwollenwir der queeren Community Antworten geben, wie die Sozialdemokratie denHerausforderungen von queerer

Unsicherheit und queerfeindliche Hasskriminalität begegnen will.

 

Sozialdemokratische Politik ist immer darauf ausgerichtet, Unsicherheiten abzubauen, soziale Gerechtigkeit herzustellen und

allenMenschen - unabhängig von ihren Lebensumständen - ein sicheresundgutes Leben zuermöglichen. InBerlin istwieunter

einemBrennglas sichtbar, dass auch queere Sicherheit eine soziale Frage ist, welche sozialdemokratische Antworten erfordert.

Mit unserer Politik für queere Sicherheit wollen wir dafür sorgen, dass sich alle Menschen in unserer Regenbogenhauptstadt

sicher und zu Hause fühlen können - unabhängig von ihrer geschlechtlichen Identität und sexuellen Orientierung.

 

Dabei ist uns bewusst, dass unterschiedliche Teile der queeren Community von verschiedenen Formen vonUnsicherheiten be-

troffen sind. So richtet sich etwa sexualisierte Gewalt besonders häufig gegen Frauen und trans* Personen. QueereMenschen,

die Rassismus ausgesetzt sind, erfahren queerfeindliche Hasskriminalität wiederum in anderen Formen alsWeißeMenschen.

Zum anderen muss in Berlin zwischen den Situationen und Lebenswelten queerer Menschen in den Innen- und Außenbezir-

ken der Stadt unterschiedenwerden. Ausgangsbedingungenund Erfahrungen, insbesonderewas den Zugang zuBeratungund

Unterstützung oder zu queeren Orten angeht, variieren teilweise massiv zwischen Bezirken und einzelnen Ortsteilen.
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Um möglichst alle Teile unserer diversen Community zu erreichen, braucht es gezielte Angebote und Formate, die die jewei-

ligen Bedürfnisse - einschließlich Barrierefreiheit - berücksichtigen. Deswegen setzen wir auf einen ständigen Dialog mit der

queeren Community und dem Berliner Senat. Hierfür ist die von der SPDqueer geforderte und von der SPD durchgesetzten

Benennung eines Queerbeauftragten ein wichtiger erster Erfolg.

 

Um queere Sicherheit zu fördern, reicht es nicht aus, wenn der Staat erst bei der Verfolgung von Straftaten aktiv wird. Unsere

sozialdemokratische Politik für queere Sicherheit basiert deswegen auf fünf Säulen: einer umfassenden Präventionsarbeit (I.),

der BeratungundUnterstützung für Betroffene vonQueerfeindlichkeit (II.), einer konsequentenAhndung von Straftaten durch

Strafverfolgungsbehörden, die die Bedürfnisse queererMenschen ernst nehmen (III.), derWeiterentwicklung eines geeigneten

Rechtsrahmens (IV.) sowie Verbesserungen der Datengrundlage (V.)“;. Mit den vorgeschlagenenMaßnahmenwollen wir dazu

beitragen, Solidarität, Vertrauen und Sicherheitsgefühl in der gesamten Gesellschaft zu schaffen und zu steigern.

 

I: Prävention vorantreiben, Aufklärung leisten, geschützte Räume schaffen

Das wichtigste Instrument für queere Sicherheit ist effektive Aufklärungs- und Präventionsarbeit, um die Wurzeln queerer

Unsicherheit und Queerfeindlichkeit anzugehen. Der Jugend- und Sozialarbeit kommt deswegen eine zentrale Rolle zu. Auf

der anderen Seite sind Gewalt und Diskriminierung queerer Menschen auch in Institutionen verbreitet, die Anker sozialer

Teilhabe seien sollen – wie Schulen, Arbeitsstätten oder Freizeiteinrichtungen. Auch hier müssen wir ansetzen, um Vertrauen

aufzubauen und die Sicherheit imAlltag zu stärken. Umdiese Ziele zu erreichen, ist nicht nur die queere Community gefordert,

sondern die gesamte Gesellschaft. Auch Vereine, Verbände und Religionsgemeinschaften tragen Verantwortung und müssen

eingebunden werden, um in ihrem Tätigkeitsfeld Queerfeindlichkeit entgegenzutreten und Sicherheit für queere Menschen

zu schaffen. Nicht zuletzt spielen auch die Bezirke eine zentrale Rolle.

 

Wir fordern die SPD-BVV-Fraktionen auf, queere Sicherheit zu einem Bestandteil ihres politischen Handelns zu machen. Wir

wollen den Erfahrungsaustausch zwischen den Bezirken unterstützen und stärken, um erfolgreiche Maßnahmen adaptieren

und in den jeweiligen Bezirken den lokalen Bedürfnissen entsprechend anpassen und umsetzen zu können.

 

Wir fordern die zügige Umsetzung des Landesparteitags-Beschlusses und der entsprechenden Vereinbarung im Koalitions-

vertrag zur Einrichtung von Queer-Beauftragte in allen Bezirken, um Aufklärungs- und Supportprogramme verlässlich steu-

ern und Anlaufstellen anbieten zu können – sowohl innerhalb der Verwaltung als auch gegenüber Bürger*innen. Die Queer-

Beauftragte sollen einen engen Dialog mit der queeren Community in den jeweiligen Bezirken aufbauen, Projektfördermittel

einwerben und die Vernetzung untereinander fördern.

 

Gerade an Schulen sind queere Jugendliche noch immerUnsicherheiten, Queerfeindlichkeit undMobbing ausgesetzt.Wirwol-

len dazu beitragen, dass Schulen endlich zu geschützten Räumen für queere Jugendlichewerden. Deshalb setzenwir uns dafür

ein, in allen Bezirken Stellen für Schulqueerarbeit zu schaffen. Die Stelleninhaber*innen sollen entsprechend der Zielgruppe

(Alter, Schulform) die bereits existierende Schulsozialarbeit und schulpsychologische Beratung unterstützen. Aufgabe soll ne-

ben regelmäßigen Schulungen und Aufklärungsarbeit für Lehrende und Lernende auch Beratung und Konfliktlösung sein.

 

Beschäftigte an den Schulen müssen darin geschult und unterstützt werden, wie sie Queerfeindlichkeit und andere Formen

von Diskriminierung erkennen und diesen effektiv entgegenwirken können. Schüler*innen, die Diskriminierung undMobbing

erfahren, müssen niedrigschwellig Unterstützung erfahren. DesWeiterenmüssen Schulen und Jugendhilfe für die Bedrohun-

gen von queeren Menschen durch häusliche Gewalt sensibilisiert werden.
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Um die Sensibilisierung von Schüler*innen und Lehrer*innen zu verbessern und die Prävention zu stärken, setzen wir uns

auch dafür ein, die Themen “Queeres Leben” und Queerfeindlichkeit in ihren verschiedenen Facetten auch im Schulun-

terricht zu thematisieren. Eine Orientierung kann hierbei beispielsweise das bundesweite Netzwerk “Schule der Vielfalt”

(https://www.schule-der-vielfalt.org/) liefern.

 

Auch am Arbeitsplatz sind queere Menschen alltäglichen, offenen und versteckten Diskriminierungen und Unsicherheiten

ausgesetzt. Hier sind Arbeitgeber*innen gefordert, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, damit sich alle Beschäftigten bei der

Arbeit sicher und wertgeschätzt fühlen. Um dies zu unterstützen, fordern wir den Ausbau von Beratungs- und Coachingpro-

grammen, etwa “qu:ib - queer imberuf” oder “Proud atWork”, sowohl für Arbeitnehmer*innen als auch für Arbeitgeber*innen.

Auch die Berufsorientierungs- und Ausbildungsphase sollen dabei in den Blick genommen werden.

 

In Einrichtungen der Jugend- und der Senior*innenarbeit, der Wohnungslosenhilfe und in Wohnprojekten müssen Konzepte

zur Sensibilisierung und zur Prävention von Diskriminierung und Queerfeindlichkeit entwickelt werden, die die besondere Ab-

hängigkeit der betroffenen Personengruppen von Hilfe und Unterstützung mit einbeziehen. Zudem müssen das Programm

für den Aufbau queerer Jugendzentren beschleunigt undWohnbauprojekte für queere Senior*innen, wie etwa der Lebensort

Vielfalt am Südkreuz, verstärkt in den Blick genommenwerden, um in allen Bezirken Angebote und sicherere Räume für diese

Gruppen zu schaffen. Der Fokus soll auf der breiten Streuung der Angebote in möglichst allen Einrichtungen der Jugend- und

Senior*innenarbeit liegen, um eine größtmögliche Inanspruchnahme sicherzustellen.

 

In allen Aufnahmeeinrichtungen für geflüchteteMenschen sind LSBTQIA*-inklusive Schutzkonzepte umzusetzen. Bei einer Ge-

fährdungslage oder Gewaltvorfällen müssen Schutzräume zur Verfügung stehen und eine zügige Verlegung in Einzelzimmer

oder andere Unterkünfte ermöglichtwerden. Zudem solltenweitere Aufnahmeeinrichtungen speziell für vulnerable Gruppen,

darunter auch queere Geflüchtete, geschaffen werden.

 

Queere Freizeit- und Kulturräume sind für viele die einzigen Orte, in denen queere Menschen selbstbestimmt ihre Identität

ausleben können. Sie sind aber durch hoheMieten, schrumpfende Fördermittel oder städtebauliche Verdrängung in ihrer Exis-

tenz bedroht.Wir brauchen einen Bestandsschutz für diese Räume und verlässliche Finanzierung und Förderung. Gleichzeitig

gibt es auch in diesen Räumen unter anderem Rassismus, Sexismus und Trans*feindlichkeit. Hier müssen Programme zur Sen-

sibilisierung ausgebaut und verstetigt werden.

 

II: Beratungsangebote ausbauen, Betroffenen helfen

Menschen aus der Community zu beraten und zu unterstützen - gerade dann, wenn sie von Queerfeindlichkeit betroffen sind

- ist ein wichtiger Aspekt queerer Sicherheit. Hierzu leisten Initiativen aus der Community teilweise schon seit Jahrzehnten

wichtige undwertvolle Arbeit.Wir wollen diese Arbeit nicht nur weiter ausbauen und stärken, sondern auchmehr Verlässlich-

keit und Planungssicherheit für queere Initiativen gewährleisten. Denn auch die Initiativen brauchen das Vertrauen und die

Sicherheit, dass ihre Arbeit wertgeschätzt und gefördert wird. Vorhandene Lücken im Beratungs- und Unterstützungsangebot

wollen wir schließen. Damit die bestehenden Initiativen den aktuell stark steigenden Beratungsbedarf erfüllen, sich zusätz-

lichmit ihrer Fachkompetenz bei der Prävention einbringen und den fachlichen Austauschmit Strafverfolgungsbehörden und

anderen Stellen führen können, fordern wir die SPD-Mitglieder von Senat und Abgeordnetenhaus auf, sich für eine bedarfsge-

rechte Steigerung der verfügbaren Haushaltsmittel einzusetzen. Prävention darf nicht an der Ressourcenfrage scheitern. Der

Ausbau des Beratungsangebots durch neue Beratungsstellen darf nicht zulasten der Arbeit bestehender Initiativen gehen.

 

Wir setzen uns dafür ein, die Initiative geschlechtliche und sexuelle Vielfalt (IGSV) des Senats zu aktualisieren und auszubauen.

Dabei wollen wir insbesondere die Präventions- und Antigewaltarbeit (s. auch II.) weiter fördern und stärken.
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Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Senats und des Abgeordnetenhauses dazu auf, sich dafür einzusetzen,

dass die BeantragungundBewilligung von Fördermitteln für queere Beratungs- undUnterstützungsangebote verlässlich, dau-

erhaft, unbürokratisch und zügig gestaltet wird. Bearbeitungszeiten müssen so gering wie möglich gehalten und dauerhaft

bestehende Aufgaben auch dauerhaft finanziert werden.

 

Wir setzen uns dafür ein, die Beratungslandschaft in ganz Berlin bedarfsgerechtweiterzuentwickeln. Unabhängige Beratungs-

angebotemüssen flächendeckend in allen Bezirken gewährleistet sein. Mit Blick auf die Verfügbarkeit von Angeboten und die

Bedarfsstruktur ist die Schaffung von Beratungsstellen in unterversorgten Bezirken zu priorisieren.

 

Dabei setzen wir uns für einen intersektionalen Ansatz ein, der berücksichtigt, dass Queerness nur eine Facette der Lebens-

welt queererMenschen ist. Andere FacettenwieGeschlecht, Betroffenheit von Rassismus, Armut, BehinderungundQueerness

müssen ebenso in den Anforderungen an Beratung und Unterstützung Berücksichtigung finden. Vielfältige Angebote können

eine bedürfnisorientierte Beratung besser gewährleisten. Besonders wichtig für uns ist die Einrichtung eigener Beratungsstel-

len für trans* und nicht-binäre Menschen sowie die Beratung Betroffener von Gewalt in queeren Partner*innenschaften.

 

Wir setzen uns für einen engen und vertrauensvollen Austausch zwischen Polizei, Justiz, Beratungsstellen und der Community

ein, umWissen zu teilen und gegenseitiges Verständnis und Vertrauen zu stärken.

 

In diesem Zusammenhang ist es inakzeptabel, dass der Austausch von Daten über queerfeindliche Straftaten wegen Daten-

schutzbedenken seit längerer Zeit nicht mehr stattfindet. Dies wollen wir schnellstmöglich ändern, erforderlichenfalls durch

eine Gesetzesänderung.

 

Wir unterstützen insbesondere queereMenschen dabei, sich aktiv in die Lage zu versetzen, sich vormöglichen Angreifer*innen

zu schützen und für andere Menschen Zivilcourage zu zeigen. Wir setzen uns deshalb dafür ein, Initiativen wie queerschutz

now, welche spezielle Angebote für die queere  Community im Bereich von Selbstbehauptung und -verteidigung bei queer-

feindlichen Angriffen anbieten, verstärkt zu fördern.

 

Weiterhin werden gezielte Mental Health-Angebote für Personen benötigt, die Übergriffe befürchten müssen oder erfahren

haben - zumBeispiel regelmäßigeKurse undGruppenangebote. Zusätzlichmüssen Institutionen, die verbalenoder physischen

queerfeindlichen Angriffen ausgesetzt sind, eine niedrigschwellige und kostenfreie Beratung, insbesondere zu Sicherheitsfra-

gen, in Anspruch nehmen können.

 

Wir unterstützen die geplante Einrichtung einer zweiten Krisenwohnungmit dem Fokus auf Gewalt in Partner*innenschaften

und häusliche Gewalt. Wir setzen uns für einen weiteren bedarfsgerechten Ausbau dieser Angebote ein. Darüber hinaus soll-

ten in allen Bezirken niedrigschwellige, auch kurzfristig verfügbare Notwohnangebote für queere Menschen zur Verfügung

stehen, insbesondere für junge Menschen und Betroffene von Mehrfachdiskriminierung.

 

III: Straftaten konsequent ahnden, Vertrauen und Sensibilität aufbauen

Betroffene von Vorurteils- und Hasskriminalität haben oft - teils aus eigener Erfahrung, teils vor dem Hintergrund der Ge-

schichte - ein geringeres Vertrauen in staatliche Institutionen. Wir wollen, dass Polizei und Justiz stets überzeugt an der Seite

queererMenschen stehen und deren Rechte und Sicherheit verteidigen. Hierzu brauchenwir eine bürger*innennahe und kon-

sequente Polizei und Justiz, die die Anliegen queerer Menschen ernst nimmt und mit ihnen auf Augenhöhe kommuniziert.

Queerfeindlichkeit muss Konsequenzen haben - denn Täter*innen schlagen zu, wenn sie keine Konsequenzen fürchten müs-

sen. Deshalb setzenwir uns dafür ein, die Kompetenz von Polizei und Justiz, aufQueerfeindlichkeit effektiv zu reagieren,weiter

auszubauen und zu stärken.
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Die sozialdemokratischen Innenminister*innen und Innensenator*innen von Bund und Ländernwerden aufgefordert, sich da-

für einzusetzen, dass die von der Innenminister*innenkonferenz auf Initiative Berlins erarbeiteten Handlungsempfehlungen

zur Bekämpfung von gegen queere * Personen gerichteten Straftaten effektiv umgesetztwerden. Hierzu sindmehrere Aspekte

notwendig:

• die Erstellung eines bundesweiten Lagebildes, um einen Überblick über das Ausmaß an queerfeindlicher Hasskriminali-

tät zu erhalten;

• die Erarbeitung von Fallbeispielen, um die statistische Erfassung zu verbessern und präzisieren;

• die Überprüfung und ggf. Anpassung von Kompetenzen und Aufgaben der jeweiligen staatlichen Ansprechstellen und

der Ausbildungsinhalte des Personals anhand der vorgelegten Mindeststandards;

• eine aktive Netzwerkarbeit der unterschiedlichen Ansprechstellen untereinander und

• die Erstellung einer Übersicht zu Präventionskonzepten.

 

Bei der Umsetzung dieser Punkte muss die queere Community eng mit eingebunden werden.

 

Kompetenz und Sensibilität der Strafverfolgungsbehörden und der Justiz sind zentrale Bausteine für den erfolgreichen Kampf

gegenHasskriminalität. Umadäquat auf Queerfeindlichkeit zu reagieren und das Vertrauen innerhalb der Community zu stär-

ken, sind die hauptamtlichen Ansprechpersonen für LSBTQIA* beim Landeskriminalamt und die Zentralstelle Hasskriminalität

bei der Staatsanwaltschaft Berlin - insbesondere deren Vernetzungsarbeit mit der Community - Erfolgsmodelle. Wir wollen

diese Stellen weiter ausbauen und stärken, auch durch zusätzliches Personal.

 

WirwollendieAnzeigebereitschaft bei BetroffenenqueerfeindlicherHasskriminalität erhöhenundderDunkelfeldproblematik

entgegenwirken. Erst diese Bereitschaft macht eine Strafverfolgung durch die Justiz möglich. Dazu wollen wir die Möglichkei-

ten möglichst niedrigschwellig und barrierearm gestalten, Strafanzeige zu erstatten und in diesem Rahmen auch (mögliche)

queerfeindlicheMotivationen anzugeben, beispielsweise durch Aufnahme der Frage in Anzeigeformularen. Dazu gehört auch,

dassmögliche Instrumente desOpferschutzes (z.B. keineWeitergabe von (Privat-)Adressen, „kleinerOpferschutz”) konsequent

genutzt und den Betroffenen besser bekannt gemacht werden.

 

Nicht zuletzt spielen qualifizierte Beratungsstellen bei der Steigerung der Anzeigebereitschaft eine wich-tige Rolle. Diese kön-

nen im direkten Gesprächmögliche Sorgen und Ängste abbauen sowie durch ihre Beratung und Hilfestellung dazu beitragen,

dass Betroffene sich zur Anzeige entschließen und trotz der damit einhergehenden Belastungen das gesamte Strafverfahren

durchhalten.

 

Um qualitativ hochwertige Beratung zu sichern, sollen alle Mitarbeiter*innen in Polizeidirektionen zum Umgang mit Queer-

feindlichkeit und queerfeindlicher Hasskriminalität geschult werden. Darüber hinaus sollte geprüft werden, in den Polizeidi-

rektionen gesonderte Termine bei speziell zu queerenThemen geschultenMitarbeiter*innen anzubieten, zumBeispiel in Form

einer Online-Terminbuchung. So können queere Menschen sicher sein, dass sie ihre Strafanzeige bei einer Person aufgeben

werden, die mit Queerfeindlichkeit und queerfeindlicher Hasskriminalität vertraut ist. Dabei sollte auch sichergestellt sein,

dass Personen das Gespräch auf Wunsch mit einer weiblichen Mitarbeiterin führen können.. Hierfür sind die notwendigen

Ausbildungskapazitäten zu schaffen.

 

Um Queerfeindlichkeit - besonders Gewalt und Hasskriminalität gegen queere Menschen - stärker in den gesellschaftlichen

Fokus zu rücken, setzen wir uns dafür ein, dass der Senat eine öffentlichkeitswirksame Kampagne für queere Sicherheit ins

Leben ruft.
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Wir setzen uns für verpflichtende Maßnahmen zur Queersensibilisierung von Polizei, Ordnungsamt und Rettungskräften ein,

damit diese deeskalierend und unterstützend eingreifen können. Gleichermaßen wollen wir die Fortbildung von Staatsan-

wält*innen, Richter*innen, Justizbeschäftigten und Rechtsanwält*innen stärken, damit dieseQueerfeindlichkeit erkennen und

adäquat reagieren können.

 

Gute Kommunikationmit Betroffenen ist zentral, damit sich diese von staatlichen Stellen ernstgenommen fühlen. Polizei und

Staatsanwaltschaft sollten sich hier auch in einer Service-Rolle sehen, um Betroffenen konsequent zur Seite zu stehen.

 

Zum einen unterstützen wir den Ansatz der Staatsanwaltschaft Berlin, bei queerfeindlichen Straftaten proaktiv auf ggf. er-

forderliche Strafanträge hinzuweisen und Betroffene auch außerhalb der rechtlichen Benachrichtigungspflichten über den

Ausgang von Verfahren (z.B. bei Erlass eines Strafbefehls) zu informieren. Es ist zu prüfen, ob die Regelungen zur Information

der Verletzten und der Strafantragsteller*innen in der StPO erweitert werden sollten.

 

Zum anderen sollen die Informationsangebote von Polizei und Staatsanwaltschaft, welche Betroffene aktiv an externe Bera-

tungsstellen verweisen, noch stärker beworben und hervorgehobenwerden, damit sie dort weiter unterstützt werden können

(s. auch II. und III.). Insofern unterstützenwir eine enge Zusammenarbeit zwischen staatlichen Stellen und queeren Beratungs-

stellen, so dass diese sich in ihren Aktivitäten gegenseitig ergänzen.

 

Wir setzen uns für einen Ausbau der psychosozialen Prozessbegleitung ein. Auch Beratungsstellen sollen dabei unterstützt

werden, Betroffene auch im Prozess zu begleiten und zu beraten.

 

Nicht alle Formen queerfeindlicher Hasskriminalität sindmit körperlicher Gewalt verbunden. Es braucht hier bessere und ver-

mehrte Beratung über nichtgewalttätige Straftaten und Leitlinien zum Umgang hiermit, um auch in diesem Bereich eine ef-

fektive Strafverfolgung gegen Täter*innen sicherzustellen.

 

Es ist ein Runder Tisch einzurichten, im Rahmen dessen Vertreter*innen von Sicherheitsbehörden, Betroffenen, Politik und

Community sowie von Vereinen und Verbänden der nicht-queeren Zivilgesellschaft sich regelmäßig über aktuelle Entwicklun-

gen austauschen und Handlungsempfehlungen erarbeiten. Dabei soll ein hohesMaß an Erfahrungs- und Perspektivenvielfalt,

insbesondere in Bezug auf geschlechtliche Vielfalt und Rassismusbetroffenheit, sichergestellt werden.

 

IV: Rechtsrahmen weiterentwickeln, queerfeindliche Straftaten besser erfassen

In der Regel sind Fälle von Hasskriminalität zwar jetzt schon von Straftatbeständen erfasst, sodass eine schuldangemessene

Ahndung grundsätzlich möglich ist. Queerfeindliche Motive müssen aber auch in den Ermittlungen angemessen berücksich-

tigt werden, damit die demokratie- und gesellschaftsgefährdendeWirkung vonHasskriminalität im Strafverfahren abgebildet

wird. Hierzu sind im Einklang mit den Empfehlungen des Arbeitskreises „Bekämpfung homophober und transfeindlicher Ge-

walt“ rechtliche Anpassungen und eine bessere Erfassung queerfeindlicher Straftaten erforderlich.

 

Wir unterstützen, dass auf Initiative der Ampel-Koalition auf Bundesebene beschlossen wurde, im Strafgesetzbuch ausdrück-

lich zu regeln, dass geschlechtsspezifische und gegen die sexuelle Orientierung gerichtete Beweggründe der*des Täter*in bei

der Strafzumessung zu berücksichtigen sind. Damit diese Regelung praktischwirksamwird, setzenwir uns dafür ein, im Straf-

prozessrecht klarzustellen, dass die Ermittlungen von Polizei und Staatsanwaltschaft sich auch auf diese Beweggründe erstre-

cken müssen. Hierfür ist eine Erweiterung der §§ 158, 163 StPO zu prüfen.
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Bei Anhaltspunkten für queerfeindliche Beweggründe sind die Ermittlungen auch auf diese Tatumstände zu erstrecken. Lie-

gen queerfeindliche Beweggründe der*desTäter*in vor, ist in der Regel das öffentliche Interesse bzw. das besondere öffentliche

Interesse an der Strafverfolgung zu bejahen. Nr. 15 Absatz 5, Nummer 86 Absatz 2 und Nummer 234 Absatz 1 RiStBV sind ent-

sprechend zu ergänzen.

 

Im Straftatbestand der Volksverhetzung (§ 130 StGB) ist klarzustellen, dass sich diese Straftat auch gegen eine durch ihre se-

xuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität bestimmte Gruppe richten kann. Der Straftatbestand der verhetzenden Be-

leidigung (§ 192a StGB) ist zu erweitern, sodass auch die Beschimpfung wegen des Geschlechts oder der Identität umfasst

ist. Es ist zu prüfen, ob ob der Tatbestand der Beleidigung (§ 185 StGB) erweitert werden sollte, um sicherzustellen, dass das

beharrliche und absichtliche Misgendern und “Deadnaming” von trans* Personen umfasst ist.

 

Deutliche Verbesserungen sind bei der Bekämpfung von Hass im Netz und beim digitalen Gewaltschutz erforderlich. Queere

Menschen, die online aktiv sind und dort ihreMeinung äußern, sind oftmassiver Hetze, Beleidigungen und Einschüchterungs-

versuchen ausgesetzt. Um dem wirksam entgegenzutreten, unterstützen wir die stärkere Heranziehung der Plattformbetrei-

benden zur Löschung rechtswidriger Beiträge, zur Sperrung Hassrede verbreitender Accounts und die Einführung richterlich

angeordneter Accountsperren. Solche Sperren sollen nicht nur dann in Betracht kommen, wenn eine einzelne Person online

beleidigt und verunglimpft wird, sondern auch, wenn sich die Angriffe gegen verschiedene Personen oder gegen Gruppen

richten. Damit individuelle Betroffene den Aufwand der Rechtsverfolgung nicht selbst leisten müssen, setzen wir uns für ein

Verbandsklagerecht ein.

 

V: Gezielte Ursachenforschung betreiben, Datengrundlagen verbessern

Um queerfeindlichen Einstellungen effektiv entgegenwirken und wirksame Präventionsarbeit leisten zu können, bedarf es

einer verlässlichen Datengrundlage - sowohl in Bezug auf die Verbreitung queerfeindlicher Einstellungen in der Gesellschaft

und die dahinterstehendenMotive als auch in Bezug auf Straftaten und Übergriffe, denen queere Menschen ausgesetzt sind.

In beiden Bereichen fehlt es vielfach an belastbaren Erkenntnissen.

 

Wir setzen uns daher für die Förderung wissenschaftlicher Studien ein, die zu einer besseren Datenlage beitragen können.

Dabei müssen insbesondere die Ursachen sowohl für politisch motivierte als auch für alltägliche Queerfeindlichkeit genauer

untersucht werden.

 

Wir fordern darüber hinaus die Intensivierung von Dunkelfeld-Studien, um besser zu verstehen, aus welchen Gründen queer-

feindliche Straftatennicht angezeigt oder nicht (korrekt) erfasstwerden.Dabei ist auch zuuntersuchen, inwelchenPhänomen-

bereichen dasDunkelfeld besonders groß ist und inwiefernHellfeldanalysen ggf. ein verzerrtes Bild der tatsächlichen Situation

zeichnen.”;

 

Wir setzen unsweiterhin dafür ein, die Erfassung queerfeindlichmotivierter Straftaten zu verbessern, umein aussagekräftiges

Lagebild zu erhalten. Ein Schwerpunkt muss dabei darauf gelegt werden, queerfeindlichmotivierte sexualisierte Gewalt - ins-

besondere gegenweiblich gelesene Personen - besser zu erfassen und sicherzustellen, dass Fälle, bei denen sowohlMisogynie

als auchQueerfeindlichkeit eine Rolle spielen, in beiden Kategorien dokumentiertwerden. Sexualisierte Gewaltmuss genauso

ernst genommen werden wie körperliche Gewalt. Wir fordern in Berlin eine regelmäßige Auswertung nach Kiezen, um auch

lokale Handlungsmöglichkeiten auszuschöpfen.

 

Die Informationen und Daten, die queere Menschen über sich, ihr Sexualverhalten und ihre sexuelle Gesundheit bei Online-

diensten angeben, unterliegen einem besonderen Datenschutz. Wir setzen uns dafür ein, die Weitergabe dieser Daten, die

bspw. zu einem Outing oder der Bekanntgabe des HIV-Status bei Arbeitgeber*innen führen könnte, besonders aktiv straf-

rechtlich zu verfolgen.

7



II/2023 Landesparteitag 23.09.2023
Antrag 99/II/2023 Sicher und zu Hause fühlen: Sozialdemokratische Antworten für queere Sicherheit in unserer

Regenbogenhauptstadt

 

Queere Sicherheit als Ziel und Verpflichtung

Die eigene sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität frei und in Sicherheit zu leben, ist Teil der freien Entfaltung der

Persönlichkeit, die von den Grund- undMenschenrechten geschützt ist. Queerfeindlichkeit bedeutet eine Missachtung dieses

grundlegenden Rechts. Gewalt und Kriminalität gegen queereMenschen nagen deshalb an den Grundfesten unserer sozialen

Demokratie.

 

Gerade die aktuellen Entwicklungen in vielen Ländern - z.B. Gesetze gegen “Homo-Propaganda” in Russland und Ungarn, das

sog. “Don’t Say Gay”-Gesetz in Florida und nun sogar die drohende Todesstrafe für Homosexualität in Uganda - zeigen, dass

queere Sicherheit keine Selbstverständlichkeit ist. Auch in Deutschland können wir nicht sicher sein, dass einmal errungene

Erfolge von Dauer sein werden. Umso wichtiger ist es, den Schutz queerer Menschen aktiv voranzutreiben und auszubauen!

 

Für uns als sozialdemokratische Partei ergibt sich daraus die Verpflichtung, Queerfeindlichkeit in jeglicher Form entschieden

entgegenzutreten und queere Sicherheit effektiv voranzutreiben.Mit diesemAntragwollenwir ein Zeichen unserer Solidarität

mit der gesamten queeren Community setzen und für unsere Partei ein Arbeitsprogramm vorlegen, wie wir zum Schutz und

zur Sicherheit queerer Menschen beitragen.

 

Wir verstehenqueere Sicherheit als soziale Frage undunsere queerpolitischeArbeit als Beitrag zu einer gerechtenGesellschaft,

die Vielfalt wertschätzt und in der alle Menschen die Aussicht auf ein gutes Leben haben. Um dieses Ziel zu erreichen, hat

unsere Regenbogenhauptstadt Berlin eine Vorreiterrolle, der wir uns verpflichtet fühlen und der wir gerecht werden wollen.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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